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Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Rechtsangleichung in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über Gaszähler. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 9. Januar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 

über Gaszähler 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- t 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf | 
Artikel 100, | 

auf Vorschlag der Kommission, i 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den Mitgliedstaaten sind der Bau sowie das 
Prüfverfahren von Gaszählern durch zwingende 
Vorschriften geregelt, die von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden sind und deshalb bei diesen 
Geräten zu Handelshemmnissen führen; deshalb 
sind diese Bestimmungen anzugleichen. 

Durch die Richtlinie des Rates vom . . . zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über Meßgeräte wurde die Tragweite der 
Meßgeräte der EWG-Bauart sowie das Verfahren 
zur EWG-Bauartzulassung und zur EWG-Ersteichung 
definiert. Gemäß dieser Richtlinie sind technische 
Vorschriften, sowie die diesbezüglichen Prüfverfah- 
ren festzulegen, denen Gaszähler genügen müssen, 
um als EWG-Bauart zu gelten — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Richtlinie beziehe sich auf folgende Gas- 
zähler; 


1. Volumetrische Gaszähler: 

— Gaszähler mit verformbaren Trennwänden, 

— Drehkolbenradgaszähler. 

2. Nicht volumetrische Gaszähler: 

— Turbinenradgaszähler. 

Artikel 2 

Als Gaszähler der EWG-Bauart gelten Geräte, die 
den Vorschriften im Anhang zu dieser Richtlinie 
entsprechen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten erteilen den Gaszählern der 
EWG-Bauart die EWG-Bauartzulassung und die 
EWG-Ersteichung. 

Die Mitgliedstaaten können verlangen, daß Gas- 
zähler der EWG-Bauart nur insoweit diesen Prüfver- 
fahren unterzogen werden, als sie selbst entspre- 
chende Prüfverfahren für ähnliche Gaszähler anwen- 
den, die den einzelstaatlichen technischen Vorschrif- 
ten entsprechen. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsbestimmungen, um sich die- 
ser Richtlinie binnen 18 Monaten nach ihrer Be- 
kanntmachung anzupassen, und setzen hiervon die 
Kommission unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 
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Anhang zum Vorschlag einer Richtlinie für die Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Volumengaszähler 


Kapitel I 

A — Definition einiger im Anhang verwendeter , 
Begriffe 

1. Meßbereich 

! 

Der Meßbereich eines Gaszählers wird begrenzt | 
durch die Höchstbelastung Q,n:ix und die Mindest- 
belastung Qmin. I 

2. Meßrauminhalt eines Volumenzählers i 

Als Meßrauminhalt V eines Verdrängungszählers 
gilt das durchgeflossene Gasvolumen, das einem 
Arbeitsgang des Zählers entspricht, d. h. dem Ge- i 
Samtablauf der Bewegungen, durch den sämtliche ! 
bewegliche Teile des Zählers mit Ausnahme des I 
Zählwerks und des Zählwerkgetriebes erstmals wie- i 
der in die Ausgangsstellung zurückgeführt werden. 

Seine rechnerische Bestimmung erfolgt durch Multi- ^ 
plikation des einer vollen Umdrehung des Prüf- | 
Zählgliedes entsprechenden Volumens mit dem 
Übersetzungsverhältnis zwischen Meßwerk und | 
Zählwerk. 

3. Betriebsdruck 

Als Betriebsdruck eines Gaszählers gilt die Diffe- 
renz zwischen dem Gasdruck am Zählereingang und 
dem atmosphärischen Druck. 

4. Druckverlust 

Als Druckverlust eines Gaszählers gilt die Diffe- 
renz zwischen dem am Eingang und am Ausgang 
gemessenen Druck des durchströmenden Gases. 

5. Umdrehungswert der Ausgangstriebe 

Der Umdrehungswert eines Ausgangstriebes ist der j 
Wert des einer vollen Umdrehung der Achse dieses , ^ 
Triebes entsprechenden Gasvolumens; diese Größe : 
wird rechnerisch ermittelt durch Multiplikation des I 3 ^ 
Wertes des einer vollen Umdrehung des Prüfzähl- 
gliedes entsprechenden Volumens mit dem Über- j 
Setzungsverhältnis zwischen dem Zählwerk und der [ 
Achse des Ausgangstriebes. i 

B — Allgemeine Vorschriften für Volumengaszähler j 
1. Allgemeines 

1.1. In Kapitel I dieses Anhangs werden die allge- 
meinen Vorschriften festgelegt, denen alle in 
Artikel 1 der Richtlinie aufgeführten Volumen- 
gaszähler entsprechen müssen. 

1.2. In Kapitel II und III dieses Anhangs werden 
die Einzelvorschriften für diese Zähler festge- 
legt. 


2. Konstruktion 

2.1. Werkstoffe 

Die Zähler sind aus widerstandsfähigen Werk- 
stoffen herzustellen, die frei von inneren Span- 
nungen sind, sich durch Alterung wenig ver- 
ändern und gegenüber den verschiedenen, 
üblichen Gasarten widerstandsfähig und aus- 
reichend korrosionsbeständig sind, 

2.2. Dichtheit der Gehäuse 

Die Gehäuse der Zähler müssen beim Betriebs- 
druck vollkommen dicht sein. 

2.3. Schutz gegen äußere Eingriffe 

Die Zähler müssen so gebaut sein, daß Ein- 
griffe, die die Genauigkeit der Messung beein- 
flussen können, ohne Verletzung von Siche- 
rungsstempeln unmöglich sind. 

2.4. Durchflußrichtung 

Bei Zählern, deren Zählwerk nur in einer Durch- 
flußrichtung des Gases positiv zählt, muß diese 
Durchflußrichtung durch einen Pfeil angegeben 
sein. 

Dieser Pfeil ist nicht erforderlich, wenn die 
Gasdurchflußrichtung konstruktiv festgelegt ist. 

2.5. Meßtechnische Eigenschaften 

Zähler müssen bei einer Belastung gleich Qmax 
während einer in Kapitel II und III festgesetz- 
ten Zeit im Dauerbetrieb arbeiten können, ohne 
daß die Änderung der meßtechnischen Eigen- 
schaften die dort festgesetzten Grenzen über- 
schreitet. 

Zusatzeinrichtungen 

Zusatzeinrichtungen (Mengenumwerter, Schreib- 
geräte, Zählgeräte usw.) können zugelassen 
werden; ihr Anschluß bedarf der EWG-Bauart- 
zulassung. 

3.2. Die Zähler können mit Ausgangsstrieben ver- 
sehen sein, die zum Antrieb eines abnehmbaren 
Zählwerks, einer Zusatzeinrichtung, eines Meß- 
werks oder einer sonstigen Zusatzeinrichtung 
dienen. 

3.2.1. Bei Nichtbenutzung müssen die freien An- 
schlüsse der Ausgangstriebe durch einen 
plombierbaren Verschluß oder dergleichen 
geschützt sein. 

3.2.2. Diese Anschlüsse müssen eine Angabe 
ihrer Umdrehungswerte in der Form auf- 
weisen: 
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„1 tr A m® (oder dm^)" oder 

„1 imp A (oder dm^)." 

4. Aufschriften 

4.1. Jeder Zähler muß entweder auf dem Deckblatt 
des Zählwerks oder auf einem besonderen 
Hauptschild folgende Aufschriften tragen: 

a) die Zulassungsbezeichnung des Zählers 

b) die Fabrikmarke oder die Firmenbezeich- 
nung des Herstellers 

c) die Fabriknummer und das Baujahr des Zäh- 
lers 

d) die Bezeichnung des Zählers durch den 
Großbuchstaben G mit einer nachfolgenden, 
in Kapitel II und III festgesetzten Zahl; 

e) die Höchstbeiastung in der Form Qmax 
m’‘^/h 

f) die Mindestbelastung in der Form: Qmin 
mVh (oder dm'Vh) 

g) der höchste Betriebsdruck in der Form: 

p MN/m- (oder N/m-) oder .... bar 

(oder mbar) 

h) bei Verdrängungszählern der Nennwert des 

Meßrauminhalts in der Form Vn m^ 

(oder dm^) 

i) gegebenenfalls die Handelsbezeichnung des 
Zählers, eine Spezialnummer, sowie den 
Namen des Gaswerkes. 

Diese Aufschriften müssen direkt erkennbar, 
gut lesbar und unter Betriebsbedingungen 
dauerhaft angebracht sein. 

4.2. Andere Angaben oder Aufschriften sind ohne 
Sondergenehmigung unzulässig. 

5. Zählwerke und Prüfzählglied 

5.1. Zählwerk 

5.1.1. Die Zählwerke müssen mit Ausnahme des 
letzten Gliedes aus Rollen zusammenge- 
setzt sein. 

Die Rollen müssen nach Kubikmetern oder 
dezimalen Vielfachen oder Teilen des Ku- 
bikmeters beziffert sein. 

Auf dem Deckblatt des Zählwerks muß die 
Bezeichnung m^ angegeben sein. 

5. 1.1.1. Etwa vorhandene Zahlenrollen mit 
Zahlen, die Teile eines Kubikme- 
ters darstellen, sind durch ein gut 
sichtbares Komma von den in Ku- 
bikmetern bezifferten Rollen zu 
trennen. 

5. 1.1. 2. Ist die letzte Rolle mit dem Viel- 
fachen eines Kubikmeters bezif- 
fert, so muß auf dem Deckblatt des 
Zählwerks: 

a) entweder eine (oder zwei, drei 
usw.) feststehende Null hinter 
der letzten Rolle, 


b) oder die Angabe „x 10" oder 
(„X 100", „X 1000" usw.) ange- 
gebracht sein. 

5.1.2. Das Zählwerk muß so viel Zahlenrolien 
haben, daß das während einer Betriebs- 
dauer von 1000 Stunden bei Höchstbela- 
stung durchgeflossene Volumen bis auf 
eine Einheit der letzten Zahlenrolle ange- 
zeigt wird. 

5.2. Prüfzählglied 

5.2.1. Die Zähler sind so zu konstruieren, daß 
die Prüfung mit ausreichender Genauig- 
keit durchgeführt werden kann. 

Zu diesem Zweck müssen sie konstruk- 
tionsgemäß entweder ein eigenes Prüf- 
zählglied oder Einrichtungen aufweisen, 
die den Anschluß eines abnehmbaren 
Prüfzählglieds zulassen. 

5.2.2. Das zählereigene Prüfzählglied kann durch 
das letzte Zählgiied des Zählwerks gebil- 
det werden, und zwar in einer der folgen- 
den Ausführungen: 

a) als schleichend fortschreitende Zahlen- 
rolle mit bezifferter Skale, 

b) als Zeiger, der sich vor einem festste- 
henden Skalenblatt dreht oder als vor 
einer feststehenden Marke sich drehen- 
de Skalenscheibe. 

5.2.2. 1. Auf den bezifferten Skalen muß 
die Einheit der Skalenteilung deut- 
lich und unmißverständlich in m® 
oder in dezimalen Teilen des m* 
angegeben sein; der Skalenanfang 
muß mit Null beziffert sein. 

5. 2. 2. 2. Der Teilstrichabstand muß über die 
gesamte Skale konstant und darf 
nicht kleiner als 1 mm sein. 

5.2. 2. 3. Der Wert eines Teilstrichabstandes 
muß 1X10^ 2X10^ oder 5X10« 
entsprechen, wobei n eine positive 
oder negative ganze Zahl oder 
Null ist. 

5. 2. 2. 4. Die Teilstriche müssen fein und 
gleichmäßig stark sein. Bei einem 
Skalenwert von 1X10«, oder 2X10« 
muß jeder fünfte Teilstrich, bei 
einem Skalenwert von 5X10« je- 
der zweite Teilstrich durch größere 
Länge hervorgehoben sein. Die 
Ablesemarke oder die Zeigerspitze 
müssen so fein sein, daß eine 
sichere und leichte Ablesung mög- 
lich ist. 

5.3. Durchmesser der Rollen und Skalen 

Der Rollendurchmesser muß mindestens 16 mm 
betragen. 

Der Durchmesser der in § 5.2. 2. b erwähnten 
Skalenscheiben muß mindestens 32 mm be- 
tragen. 
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5.4. Ablesung des Zählwerks 

Das Zählwerk muß so beschaffen sein, daß es 
durch einfaches Nebeneinanderstellen der Zah- 
len abgelesen werden kann. 

5.5. Fortschaltung der Zahlen 

Jede beliebige Zahl einer Zahlenrolle muß voll- 
ständig um eine Einheit fortgeschaltet werden, 
wenn die Zahl der nächstniederen Zahlenrolle 
das letzte Zehntel ihrer Umdrehung ausführt. 

5.6. Abnehmbarkeit des Zählwerks 

Die Zähler müssen so konstruiert sein, daß das 
Zählwerk für die Eichung leicht abgenommen 
werden kann. 

6. Fehlergrenzen 

6.1. Die Fehlergrenzen werden prozentual als Ver- 
hältnis der Differenz zwischen dem angezeigten 
und dem wahren Volumen zum wahren Volu- 
men ausgedrückt. 

6.2. Diese Fehler beziehen sich auf die Messung mit 
Luft mit einer Dichte von 1,2 kg/mK Unter nor- 
malen atmosphärischen Bedingungen kann an- 
genommen werden, daß die Raumluft der Prüf- 
stelle diese Voraussetzung erfüllt. 

6.3. Die Fehlergrenzen sind in Kapitel II und III 
festgesetzt. Sie gelten für die zugelassenen 
Durchflußrichtungen. 

7. Druckverlust 

7.1. Grenzwerte 

Die Grenzwerte für den Druckverlust sind in 
Kapitel II und III festgesetzt. 

8. Stempelstellen für Eich- und Sicherungsstempel 

8.1. Allgemeines 

Die Stempelsteilen sind so zu wählen, daß bei 
etwaigem Ausbau des gestempelten Teiles die 
aufgedrückte Stempelung zerstört wird. 

8.2. Typenschild 

Die Zähler müssen eine besondere Stelle zur 
Anbringung des Stempels der Ersteichung auf- 
weisen, der das Abnehmen des Typenschildes, 
falls dieses vorhanden ist, verhindern soll. 

8.3. Sonstige Stempelsteilen 

Es sind Stempelstellen für Eich- und Sicherungs- 
stempel vorzusehen: 

a) auf allen Schildern, die eine im vorliegen- 
den Anhang vorgeschriebene Bezeichnung 
tragen, 

b) an allen Teilen des Gehäuses, die nicht auf 
andere Weise gegen Eingriffe gesichert sind, 
durch die die Genauigkeit der Messung be- 
einflußt werden kann. 


9. Zwang der meßtechnischen Prüfung 

9.1. EWG-Bauartzulassung 

9.1.1. Dem Antrag auf Bauartzulassung eines 
Zählers sind außer dem Prüfmuster fol- 
gende Dokumente beizufügen: 

— eine Beschreibung des zur Zulassung 
vorgelegten Zählers, 

— eine perspektivische Zeichnung oder 
ein Photo des Zählers, 

— ein Gesamtplan des Zählers, erforder- 
lichenfalls ergänzt durch Einzelzeich- 
nungen, 

— ein Verzeichnis der Bestandteile sowie 
sonstige, vom meßtechnischen Dienst 
für erforderlich erachtete Angaben. 

— eine Zeichnung mit Angabe der Stem- 
pelsteilen für den Eichstempel und ge- 
gebenenfalls für die Sicherungsstempel, 

— eine Erklärung, daß die dem Baumuster 
entsprechend gefertigten Zähler den 
Vorschriften über die Sicherheit ent- 
sprechen, insbesondere bezüglich des 
maximalen Betriebsdruckes, der auf 
dem Hauptschild angegeben ist. 

9.2. EWG -Ersteichung und Nacheichung 

9.2.1. Bei neuen Zählern sowie bei Zählern, die 
nach Beschädigung einer der Stempel zur 
Ersteichung vorgelegt werden, gelten die 
Fehlergrenzen der Ersteichung. In allen 
anderen Fällen gelten die Verkehrsfehler- 
grenzen. 

10. Stempelung 

Zähler, die die bei der Ersteichung geforderten 
Prüfungen mit Erfolg durchlaufen haben, wer- 
den: 

— an den Stellen, die zur Sicherung bestimmter 
Zählerteile gegen äußere Eingriffe zu sichern 
sind, durch die die Zählereigenschaften ver- 
ändert werden können, plombiert und mit 
Sicherungsstempeln versehen,- 

— mit dem Eichstempel versehen. 

Kapitel II 

Vorschriften für Gaszähler mit verformbaren 
Trennwänden 

1. Geltungsbereich 

Das folgende Kapitel gilt zusammen mit Kapi- 
tel I für Gaszähler, bei denen die Messung des 
durchströmenden Gases mit Hilfe von Meßkam- 
mern mit verformbaren Trennwänden erfolgt. 

2. Meßbereich und Größenbezeichnung 
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2.1. Die zulässigen Werte der Höchstbelastung und 
die oberen Grenzen der entsprechenden Min- 
destbelastungen, sowie die Kleinstwerte für den 
Meßrauminhalt sind in der folgenden Tabelle, 
bezogen auf die Größenbezeichnung (G) der 
Zähler, angegeben: 


G 

Qmux 

m*Vh 

1 

I ^min 

m'Vh 

(Höchst- 

wert) 

1 ^ 

1 dm'*^ 

(Kleinst- 

wert) 

lr6 * 

2,5 

0,016 

1 0,7 

2,5 

4 

1 0,025 

1,2 

4 

6 

0,040 

2,0 

6 

10 

0,060 

3,5 

10 

16 

0,100 

6,0 

16 

25 

0,160 

10 

25 

40 

0,250 

18 

40 

65 

0,400 

30 

65 

100 

0,650 

55 

100 

160 

1,000 

100 

160 

250 

1,600 

200 

250 j 

400 

2,500 

400 

400 

650 

4,000 

900 

650 1 

1 000 

6,500 

2 000 


2.2. Wenn für eine Gaszählerbauart der Wert von 
Qniin kleiner als die in der Tabelle § 2.1 ange- 
gebene Zahl ist, so muß der Zahlenwert dieses 
Qmiii einer der in Spalte 3 der Tabelle angege- 
benen Zahlen oder ihrem dezimalen Teil ent- 
sprechen. 

2.3. Zähler mit einem Meßrauminhalt, der kleiner 
als der in der Tabelle § 2.1 angegebene Wert 
ist, können unter der Voraussetzung zugelassen 
werden, daß die Bauart dieser Zähler den An- 
forderungen der in dem nachfolgenden § 8.2.5 
angegebenen Dauerprüfung genügt. 

3. Konstruktionseinzelheiten und Bezeichnungen 

3.1. Bei jedem Zähler darf die Abweichung zwischen 
dem wirklichen Wert des Meßrauminhaltes (V) 
und dem auf dem Zähler angegebenen Nenn- 
wert nicht größer als 5 des Nennwertes sein. 

3.2. Die Zähler Gl, 6 bis G6 einschließlich müssen 
mit einer Einrichtung versehen sein, die einen 
normalen Gang des Meßwerks verhindert, wenn 
das Gas in einer unzulässigen Richtung strömt. 
Diese Einrichtung ist nicht erforderlich, wenn 
die Strömungsrichtung konstruktiv festliegt. 

3.3. Vom metrologischen Dienst, der die Bauartzu- 
lassung erteilt, können die Fälle festgelegt wer- 


den, in denen die Beschaffenheit des Gases 
ebenfalls anzugeben ist. 

4. Prüfzählglied 

4.1. Bei den Zählern Gl, 6 bis G6 einschließlich muß 
das Prüfzählglied nach § 5.2.2 des Kapitels I 
ausgeführt sein. 

Bei den Zählern GIO bis G650 einschließlich 
muß das Prüfzählglied 

— entweder nach § 5.2.2. des Kapitels I oder 

— abnehmbar 
ausgeführt sein. 

4.2. Wenn das Prüfzählglied nach § 5.2.2. des Kapi- 
tels I/B ausgeführt ist, muß der Wert eines Ska- 
lenteils des Prüfzählgliedes und die Bezifferung 
folgenden Vorschriften genügen: 


Größenbezeichnung der Zähler 

Maximal- 
wert des 
Skalenteils 

Bezifferung 

je 

Gl,6bisG6 

einschließlich 

0,2 dm3 

1 dm^ 

GIO bis G65 
einschließlich 

2 dm^ 

lOdm-^ 

GlOO bis G650 

1 einschließlich 

20 dm^ 

100 dm® 


5. Wiederholstreubereich der Messungen 

Bei Zählern, deren Prüfzählglied nach § 5.2.2. 
von Kapitel I/B ausgeführt ist, darf die Stan- 
dardabweichung einer Reihe von mindestens 30 
aufeinanderfolgenden Messungen, die bei einer 
Durchflußstärke von etwa 0,1 Qmax und unter 
gleichen Bedingungen mit dem nachfolgend fest- 
gelegten Luftvolumen vorgenommen werden, 
die in nachstehender Tabelle angegebenen 
Werte nicht überschreiten. 


Größenbezeichnung der Zähler 

Prüf- 

volumen 

Zulässiger 

Höchstwert 

der 

Standard- 

abweichung 

Gl,lbisG4 

20 V 

0,2 dm® 

einschließlich 



G6 

1 

10 V 

0,2 dm® 

G10bisG65 



einschließlich 

10 V 

2 dm® . 

GlOO bis G650 


1 

einschließlich 

5 V 

20 dm» 
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6, Fehlergrenzen 

6.1. Allgemeine Bestimmungen 

6.11. Die Fehlergrenzen sind als Plus- und Mi- 
nuswerte in nachstehender Tabelle ange- 
geben: 



Fehlergrenzen 

Durdiflußstärke 

Q 

Eidif ehler- 
grenzen 

Verkehrs- 

fehler- 

grenzen 

Qmin = Q 2Qniiu 

3«/o 

6«/o 

2QTnin ^ Q ^Qmax 

2«/o 

1 

4«/o 


6.1.2. Bei der EWG-Ersteichung dürfen die Feh- 
ler eines Zählers bei Durchflußstärken Q 
zwischen 2Qmin und Qmax nicht sämtlich 
1 Vo überschreiten, wenn sie alle das glei- 
che Vorzeichen haben. 

6.1.3. Für die Verkehrsfehlergrenzen gelten die 
gleichen Prüfbedingungen wie bei der 
EWG-Ersteichung. 

6.2. Sonderbestimmung 

Bei Zählern, deren Betriebsdruck höher als 
0,1 MN/m^ (1 bar) ist, darf unbeschadet der Be- 
stimmung des § 6.1. die Fehlerspanne zwischen 
den Durchflußstärken V 2 Qmax und Qmax nicht 
größer sein als: 

a. 1 ^/o bei der EWG-Ersteichung 

b. 2 ®/o im Verkehr. 

7. Druckverlust 

7.1. Gesamtdruckverlust 

Der Gesamtdruckverlust darf bei der Durch- 
strömung mit Luft von der Dichte 1 ,2 kg/m® und 
bei einer Durchflußstärke gleich Qmax folgende 
Mittelwerte nicht überschreiten: 



Hochstzulässige 

Diudcverlustmittelwerte 

Größenbezeidinung 
der Zähler 

Bei der EWG- 
Ersteichung 

im Verkehr 


N/m* 1 (mbar) 

N/m^ j (mbar) 

Gl,6bisG40 

einschließlich 

200 (2,0) 

220 (2,2) 

G65 bis G650 
einschließlich 

300 (3,0) 

330 (3,3) 


7.2. Mechanischer Druckverlust 

Der mechanische Druckverlust, d. h. der Druck- 
verlust bei der Durchstörmung mit Luft von der 
Dichte 1,2 kg/m® bei einer Durchflußstärke 
gleich Qmin darf folgende Werte nicht über- 
schreiten: 



Höchstzulässige Werte des 
mechanischen Druckverlustes 

Größenbezeichnung 
der Zähler 

Bei der EWG- 
Ersteichung 

Im Verkehr 


N/m^ ! N/m* 

(mbar) j (mbar) 

GIß bis G40 
einschließlich 

60 (0,6) 

80 (0,8) 

G65 bis G650 
einschließlich 

100 (1,0) 

• 120 (1,2) 


Die obigen Werte beziehen sich auf die Höchst- 
werte des mechanischen Druckverlustes. 

7.3. Sonderbestimmung 

Bei Zählern, deren Betriebsdruck höher als 
0,1 MN/m^ (1 bar) ist, gelten die Vorschriften 
von § 7.2. über den mechanischen Druckverlust 
in gleicher Weise, wobei der Gesamtdruckver- 
lust dieser Zähler gemäß § 7.1. unberücksichtigt 
bleibt. 

8. EWG-Bauartzulassung 

8.1. Außer dem Zulassungsmuster muß der Antrag- 
steller der Zulassungsbehörde zwei bis sechs 
Stichproben der Serienfertigung zur Verfügung 
stellen, die dem Baumuster entsprechend herge- 
stellt sind und für die die Größenbezeichnung G 
vom zuständigen metrologischen Dienst festge- 
setzt wird. 

8.1.1. Eine Abweichung von dieser Bestimmung 
kann dahin gehend zugestanden werden, 
daß die Erprobungs-Zähler zu einem spä- 
teren Zeitpunkt zur Verfügung gestellt 
werden können. Im übrigen erfolgt jedoch 
die Entscheidung über die Zulassung nicht, 
bevor die Erprobungs-Zähler eingegangen 
und geprüft sind. Die Zähler bleiben Eigen- 
tum des Antragstellers und werden nach 
erfolgter Bauartgenehmigung zurückgege- 
ben, 

8.2. Prüfung 

8.2.1. Das Zulassungsmuster und die zur Erpro- 
bung bestimmten Zähler müssen den Be- 
stimmungen von Kapitel I und den Vor- 
schriften der §§ 2, 3, 4, 5, 6 und 7 dieses 
Kapitels genügen. 

8.2.2. Darüber hinaus darf im gesamten Bela- 
stungsbereich die Spanne zwischen dem 
Maximal- und dem Minimalwert der Feh- 
ler in Abhängigkeit von der Durchfluß- 
stärke Q für jeden einzelnen Zähler nicht 
größer als 3 Vo sein. 

8.2.3. Das Zulassungsmuster und die Erpro- 
bungszähler werden anschließend einer 
Dauerprüfung unterzogen. Diese Prüfung 
wird durchgeführt: 

8.2.3.I. Bei Zähler der Größe Gl, 6 bis GIO 
einschließlich: bei der größten 
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Durchfluß stärke und mit Luft; sie 
kann jedodi bei Zählern, auf deren 
Typenschild die Art des zu mes- 
senden Gases angegeben ist, ganz 
oder teilweise mit dem angegebe- 
nen Gas durchgeführt werden. 

8.2.3.2. Bei Zählern der Größe Gl 6 bis 
G650 einschließlich: möglichst bei 
maximaler Durchflußstärke und 
mit Luft oder mit dem zu messen- 
den Gas. 

8.2.4. Die Versudisdauer beträgt bei Zählern 
mit einem Meßrauminhalt, der gleich oder 
größer als die in Tabelle von § 2.1. ange- 
gebenen Werte ist: 

8.2.4. 1. Bei Zählern der Größe Gl, 6 bis 
GIO einschließlich; 1000 h; der 
Versuch kann unterbrochen wer- 
den, ist jedoch innerhalb 60 Tagen 
zu beenden; 

8.2.4. 2. Bei Zählern der Größe Gl 6 bis 
G650 einschließlich ist die Ver- 
suchsdauer so zu wählen, daß vom 
Zähler ein Luft- oder Gasvolumen 
gemessen wird, das einer Betriebs- 
dauer von 1000 h bei maximaler 
Durchflußstärke entspricht; der 
Versuch ist innerhalb sechs Mona- 
ten zu beenden. 

8.2.5. Bei Zählern mit einem Meßrauminhalt, der 
niedriger ist als die in der Tabelle von 
§ 2.1 angegebenen Werte, ist die Ver- 
sudisdauer zu verlängern und auf eine im 
Verkehr befindliche Anzahl von Zählern 
auszudehnen, die größer als die in § 8.1.2 
vorgesehene ist und sich sowohl nach der 
Größe des zu untersuchenden Zählers als 
auch nach seinen hauptsächlichen Kenn- 
werten richtet. 

8.2.6 Nach beendetem Dauerversuch müssen die 
Zähler folgenden Anforderungen genügen: 

a) Im gesamten Meßbereich darf die Feh- 
le rspanne in Abhängigkeit von der 
Durchflußstärke Q für jeden Zähler 
nicht größer sein als 4 Vo; 

b) kein Punkt der Fehlerkurve darf um 
mehr als 1,5 ®/o höher als der Höchst- 
wert bzw. tiefer als der Tiefstwert der 
ursprünglichen Fehlerkurve liegen; 

c) der mechanische Druckverlust darf sich 
um nicht mehr als 20 N/m^ (0,2 mbar) 
erhöht haben; 

d) bei Zählern mit einem Betriebsdruck 
über 0,1 MN/m^ (1 bar) darf die Fehler- 
spanne zwischen den Durchfluß stärken 
Va Qmax und Qmax sich um nicht mehr 
als 1 Vo erhöht haben. 

8.3. Änderung einer bereits zugelassenen Bauart 

Bezieht sich der Zulassungsantrag auf die Ände- 
rung einer bereits zugelassenen Bauart, so ent- 
scheidet der meteorologische Dienst, der die 


ursprüngliche Bauart zugelassen hat, je nach der 
Art der Änderung, ob und in welchem Maße die 
Vorschriften der Paragraphen 8.1. und 8.2 an- 
wendbar sind. 

9.1.1. ob sie der zugelassenen Bauart entspre- 
chen; 

9.1.2. ob sie den Vorschriften 

— von Kapitel I, insbesondere der Para- 
graphen 2.2, 2.4 und 4, 

— dem vorliegenden Kapitel II, nament- 
lich.denen der Paragraphen 6 und 7, 

entsprechen. 

9.2. Richtigkeitsprüfung 

Ein Zähler gilt hinsichtlich der Fehlergrenzen 
als vorschriftsmäßig, wenn dies durch eine Prü- 
fung mit den nachfolgend angegebenen Durch- 
flußstärken festgestellt ist: 

a) bei einer Durchfluß stärke zwischen Qmin und 
2 Qmin; 

b) bei einer Durchflußstärke von etwa Vs Qmax; 

c) bei der Durchfluß stärke Qmax; 

d) bei der Durchflußstärke V 2 Qmax für Zähler, 
deren Betriebsdruck höher ist als 0,1 MN/m^ 
(1 bar). 

Wird die Prüfung unter anderen Bedingungen 
durchgeführt, so müssen sie ein den vorgenann- 
ten Messungen mindestens gleichwertiges Er- 
gebnis verbürgen. 


KAPITEL III 

Vorschriften für Drehkolbengaszähler und 
Turbinenradgaszähler 

1. Gültigkeitsbereich 

Das vorliegende Kapitel gilt in Verbindung mit 
den Bestimmungen des Kapitels I für 

1.1 Drehkolbengaszähler, 

bei denen die Messung des durchströmenden 
Gases mit Hilfe von Meßkammern mit rotieren- 
den Trennwänden erfolgt, 

1.2 Turbinenradgaszähler 

bei denen der axiale Gasstrom ein Turbinenrad 
in Bewegung setzt und die Zahl der Umdrehun- 
gen des Rades ein Maß für das durchgeströmte 
Gasvolumen darstellt. 

2. Meßbereiche 

2.1 Die Gaszähler sind nur mit den in der nachfol- 
genden Tabelle angegebenen, auf die Größen- 
bezeichnung G des Zählers bezogenen Meßbe- 
reichen zulässig; 
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Größen- 

bezeidinung 

G 

Q 

max 

m*/h 

klein 

Meßbereich 

1 mittel 1 

groß 

Q . 
mm 

40 

65 

13 

6 

3 

65 

100 

20 

10 

5 

100 

160 

32 

16 

8 

160 

250 

50 

25 

13 

250 

400 

80 

40 

*20 

^ 400 

650 

130 

65 

32 

650 

1 000 

200 

100 

50 

1 000 

1 600 

320 

160 

80 


und den dezimalen Vielfachen der letzten fünf 

Reihen. 

3. Einrichtung 

3.1 Drehkolbengaszähler 

3.1.1 Die Zähler müssen zum Messen des 
Druckverlustes im Eingangs- und im Aus- 
gangsstutzen eine Druckmeßstelle mit 
einem Durchmesser von 3 bis 5 mm besit- 
zen; der im Eingangsstutzen gemessene 
Druck gilt als Bezugsdruck. Die Druckmeß- 
stutzen müssen mit einem Absperrorgan 
versehen sein. 

3.1.2 Die Zähler dürfen eine von Hand zu be- 
tätigende Einrichtung zum Drehen der 
Kolben haben, sofern diese nicht miß- 
bräuchlich zum Hemmen des Gaszählers 
benutzt werden kann. 

3.1.3 Die Lager der Drehkolbenachsen dürfen 
von Zählern der Größe G 160 ab so ange- 
ordnet sein, daß sie ohne Verletzung von 
Sicherungsstempeln zugänglich sind. 

3.2 Turbinenradgaszähler 

3.2.1 Die Zähler müssen mit einer Druckmeß- 
stelle versehen sein, mit der der Druck un- 
mittelbar vor dem Turbinenrad als Be- 
zugsdrucfc gemessen werden kann. 

3.2. 1.1 Falls vor dem Turbinenrad eine 
Einschnürungsvorrichtung für den 
Gasström vorhanden ist, können 
die Zähler außer der in § 3,2.1 ge- 
forderten Dnickmeßstelle noch 
eine weitere Druckmeßstelle vor 
dieser Vorrichtung besitzen, durch 
die zusammen mit der Druckmeß- 
stelle nach § 3.2.1 die Druckdiffe- 
renz an der Einschnürungsvorrich- 
tung gemessen werden kann. 

3.2.2 Die Druckmeßstutzen müssen mit einem 
Absperrorgan versehen sein. 


4. Prüfzählglied 

4.1 In Anwendung der Bestimmungen des § 5. 1.1. 2 a 
und b des Kapitels I/B muß der maximale Wert 
eines Skalenteiles des Prüfzählgliedes betragen: 


für die Größen G 40 und G 65 0,002 m^, 

für die Größen G 100 bis G 650 
einschließlich 0,02 m®, 

für die Größen G 1000 bis G 6500 

einschließlich 0,2 m^, 

und für die Größen G 10 000 
und größer 2,0 m^. 

4,2 Die Skale des Prüfzählgliedes 

muß bei den Größen G 40 und G 65 
nach je 0,01 m^ 

bei den Größen G 100 bis G 650 
einschließlich nach je 0,1 m^, 

bei den Größen G 1000 bis G 6500 

einschließlich nach je 1,0 m®, 

und bei den Größen G 10 000 
und größer nach je 10,0 m^ 

beziffert sein. 


5. Bezeichnungen 

5.1 Außer den in Kapitel 1,/B, § 4 dieser Richtlinie 
geforderten Bezeichnungen muß der Druckmeß- 
stutzen für den Bezugsdruck in sichtbarer und 
dauerhafter Form mit der Bezeichnung „pr", der 
andere mit der Bezeichnung „p" versehen sein. 

6. Fehlergrenzen 

6.1 Die Fehlergrenzen betragen: 


Dnrdiflußstärken 

Q 

mVh 

Fehlergrenzen 

bei der 
EWG-Erst- 
eidiung 

im Verkehr 

Qmin ^ Q 0,2 Qrnax 

2''/o 

3Vo 

0,2 Qmax ^ Q ^ Qmax 

l«/o 

1,5 Vo 


6.2 Die Fehler dürfen nicht sämtlich die Hälfte der 
Fehlergrenzen überschreiten, wenn sie alle das 
gleiche Vorzeichen haben. 

6.3 Die Verkehrsfehlergrenzen gelten für die glei- 
chen Prüfbedingungen wie bei der Ersteichung. 

7. E W G-Bauartzulassung 

7.1. Außer dem Zulassungsmuster muß der Antrag- 
steller der Zulassungsbehörde zwei bis sechs 
Erprobungszähler, die dem Muster entspre- 
chend hergestellt sind und deren Größen von 
der Zulassungsbehörde benannt werden, zur 
Verfügung stellen, 

7,1.1, Eine Abweichung von dieser Bestimmung 
kann in der Weise genehmigt werden, daß 
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die Zähler zu einem späteren Zeitpunkt 
zur Verfügung gestellt werden können. Im 
übrigen erfolgt aber die Entscheidung über 
die Zulassung nicht bevor die Erprobungs- 
zähler vollständig geprüft worden sind. 
Die Erprobungszähler bleiben Eigentum 
des Antragstellers und werden ihm nach 
der Erteilung der Zulassung zurückge- 
geben. 

7.3 Prüfung 

7.3.1 Die Prüfung umfaßt im einzelnen die Fest- 
stellung der Fehler jedes Zählers durch 
eine Prüfung mit Luft von der Dichte 
1,2 kg/m®. Jedes Prüfungsergebnis soll 
gesondert berücksichtigt werden. 

7.3. 1.1 Die Fehler eines jeden dieser Zäh- 
ler müssen in dem Meßbereich, für 
den die Zulassung beantragt ist, 
innerhalb der durch die Fehler- 
grenzen der Ersteichung gegebe- 
nen Fehlerspanne bleiben. 

7.3. 1.2 Bei jedem der Zähler darf der 

Unterschied zwischen dem höch- 
sten und dem niedrigsten Wert der 
Fehler im Belastungsbereich zwi- 
schen Qmax und Qmax nidit grö- 
ßer als 1 ®/o 

sein. 

7.3.2 Die Zähler werden anschließend einer 
Dauerprüfung mit Luft oder Gas unter- 
zogen. 

7.3.2. 1 Die Dauerprüfung soll nach Mög- 
lichkeit mit der Höchstbelastung 
des Zählers erfolgen. Die Zeit des 
Dauerbetriebes soll so lang sein, 
daß ein einem lOOOstündigen Be- 
trieb bei der Höchstbelastung ent- 
sprechendes Luft- oder Gasvolu- 
men gemessen wird, jedoch soll 
die Dauer 6 Monate nicht über- 
schreiten. 

7.3.2. 2 Nach dem Dauerbetrieb sind die 
Zähler erneut mit Luft von der 
Dichte 1,2 kg/m® unter Verwen- 
dung der gleichen Normalgeräte 
wie bei der Prüfung nach § 7.3.1 zu 
prüfen. 


Bei diesen Prüfbedingungen dürfen 

a) die für die in § 8.2 festgelegten 
Durchfluß stärken festgestellten 
Fehlerwerte bei jedem Zähler 
(mit Ausnahme von höchstens 
einem) nicht mehr als .... 1 ®/o 
von den bei der Prüfung nach 
§ 7.3.1 festgestellten Werten 
abweichen und darf 

b) der Unterschied zwischen dem 
höchsten und niedrigsten Wert 
der Fehler bei jedem der Zähler 
(mit Ausnahme von höchstens 
einem) im Belastungsbereich 
zwischen 

V 2 Qmax und Qmax ilicht größer 

als 1,5 Vo 

sein. 

8. EWG-Ersteichung 

8.1 Die zur Ersteichung gestellten Zähler sind in 
betriebsfertigem Zustand und mit vorbereiteten 
Stempelstellen zur Eichung zu stellen. Falls die 
Zähler mit von Ausgangswellen angetriebenen 
Zusatzeinrichtungen verwendet werden sollen, 
so müssen diese Einrichtungen bereits bei der 
Eichung angeschlossen sein, sofern ihr Anschluß 
nach der Eichung nicht ausdrücklich als zulässig 
erklärt ist. 

8.2. Genauigkeitsprüfung 

Ein Zähler genügt den Anforderungen auf Ein- 
haltung der Fehlergrenzen, wenn dies bei einer 
Prüfung mit den nachfolgend angegebenen 
Durchflußstärken festgestellt ist: 

a) bei den Drehkolbengaszählern für 

Qmin 2,5 Qmin — 0,25 Qmax — 0,5 Qmax 

und Qmaxf 

b) bei den Turbinenradgaszählern für 

Qmin — lr5 Qmin 3 Qmin — 0,25 Qmax 

0,5 Qmax und Qmax* 

Wird die Prüfung unter anderen Bedingungen 
durchgeführt, so müssen sie ein den obenge- 
nannten Prüfungen gleichwertiges Ergebnis 
sicherstellen. 

8.3 Für die in § 8.2 angegebenen Werte sind Ab- 
weichungen von höchstens ± 5 ®/o zulässig. 
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Begründung 


Die folgende Richtlinie ergeht in Anwendung von 
Artikel 100 des Vertrags und auf Grund des Richt- 
linienvorschlags des Rats vom über Meß- 

geräte, der von der Kommission dem Rat am 
14. April 1966 vorgelegt worden ist. 

Ziel der Richtlinie ist die Beseitigung der innerge- 
meinschaftlichen technischen Handelshemmnisse, 
die gegenwärtig auf dem Sektor der Gaszähler in- 
folge der Unterschiedlichkeit der in den Mitglied- 
staaten geltenden einzelstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten über diese Geräte bestehen. 

Eine vergleichende Prüfung der für Gaszähler in den 
Mitgliedstaaten geltenden Regelungen hat gezeigt, 
daß sich die Unterschiede nicht nur auf die tech- 
nischen Vorschriften über Bau, Betrieb und Ge- 
nauigkeit beschränken, sondern sich auf die Modali- 
täten der Prüfung erstrecken, denen diese Geräte 
vor dem Vertrieb unterworfen werden. 

Auf der Ebene des Warenverkehrs wirkt sich diese 
Sachlage dadurch aus, daß die Hersteller gezwungen 
sind, ihre Produktion zu diversifizieren, um sich je- 
weils der in den Mitgliedstaaten geltenden Rege- 
lung anzupassen, in dem das Gerät verwendet wer- 
den soll, ferner dadurch, daß sie sich wiederholten 
Kontrollen mit wechselnden Modalitäten zu unter- 
werfen haben. 

Die derzeitigen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
haben ihre Berechtigung in der legitimen Sorge um 
den Schutz der Verbraucher und Benutzer, so daß 
eine Harmonisierung der Rechtsvorschriften als das 
einzig mögliche Mittel erscheint, die aus der Unter- 
schiedlichkeit dieser Vorschrift herrührenden Nach- 
teile zu beseitigen und damit die zur Aufrichtung 
des Gemeinsamen Marktes erforderlichen Voraus- 
setzungen zu schaffen. 

Die Richtlinie enthält einen juristischen Teil und 
einen technischen Anhang. 

xA.rtikel 1 des juristischen Teils setzt den Geltungs- 
bereich der Richtlinie fest. 

Ziel der Richtlinie ist die Beseitigung der techni- 
schen Handelshemmnisse auf dem Gebiet der Gas- 
zähler. 

Artikel 2 setzt fest, daß Meßgeräte, die den im 
Anhang zur Richtlinie festgesetzten Vorschriften 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 182 
vom 12. Oktober 1966 COM (66) 123 bis 126 endg. 


entsprechen, als EWG-Meßgeräte gelten. Die Trag- 
weite der Zuerkennung der Bezeichnung EWG-Meß- 
geräte ist in Artikel 2 der Richtlinie des Rates vom 
über Meßgeräte definiert, wo es heißt: 

„EWG-Meßgeräte können unter den gleichen 
Bedingungen vertrieben und verwendet werden, 
wie sie für Meßgeräte gelten, die den einzel- 
staatlichen technischen Vorschriften genügen." 

Artikel 3 schreibt vor, daß EWG-Flüssigkeitszähier 
in den Genuß der EWG-Bauartzulassung und der 
EWG-Ersteichung gelangen, welche durch ein Kenn- 
zeichen und einen bestimmten Stempel, gemäß der 
allgemeinen Richtlinie über Meßgeräte, vergegen- 
ständlicht werden. 

Artikel 4 und 5 sind allen Richtlinien gemeinsam. 
In ihnen wird die Frist für die Inkraftsetzung der 
Richtlinie festgesetzt und ausgesprochen, daß diese 
an die Mitgliedstaaten gerichtet ist. 

Die nicht von dieser Richtlinie erfaßten Gaszähler, 
z. B. Wirkdruckgaszähler, werden gegebenenfalls in 
späteren Richtlinien behandelt werden. 

Harmonisierimgslösung 

Die hier angewendete Harmonisierungslösung ist 
die sogenannte Alternativlösung. Dies besagt, daß 
EWG-Geräte zwischen Mitgliedstaaten in derselben 
Weise vertrieben und verwendet werden können, 
wie dies für Meßgeräte, die die einzelstaatlichen 
Kontrollen erfüllt haben, innerhalb jedes einzelnen 
Mitgliedstaates gilt. Im Gegensatz zu dem, was die 
Kommission in ihrem Richtlinienvorschlag betref- 
fend Meßgeräte befürwortet hatte, der dem Rat am 
14. April 1966 zugeleitet wurde und für den die 
Kommission einen Änderungsvorschlag, gemäß 
Art. 149 Abs. 2 des Vertrages, machen wird, ist in 
diesem Richtlinienvorschlag kein Datum vorge- 
schrieben, an dem die Alternativlösung in die voll- 
ständige Harmonisierung übergeben soll. 

Konsultation des Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100 Absatz 2 erscheint notwendig. Die In- 
kraftsetzung der in der Richtlinie vorgesehenen Be- 
stimmungen erfordert nämlich in manchen Mitglied- 
staaten eine Änderung ihrer Rechtsvorschriften. 
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Anhang 


Zur Begründung des Entwurfs einer Richtlinie für Gaszähler 

In den Mitgliedstaaten geltende Rechtsvorschriften für Gaszähler 


1. Belgien 

— Gesetz vom 1. Oktober 1855, geändert durch 
Gesetz vom 1. August 1922 und durch König- 
lichen Erlaß Nr. 79 vom 28. November 1939. 

— Königlicher Erlaß vom 23. Mai 1859 betr. Gas- 
zähler. 

2. Deutschland 

— Maß- und Gewichtsgesetz vom 13. Dezember 
1935, § 9 

— Eichordnung 

3. Frankreich 

— Verordnung vom 2. Oktober 1964 betr. die 
Meßgeräteart: Volumen-Gaszähler. 

— Beschluß vom 2. Februar 1965 betr. die Her- 
stellung, die Eichung und die Verwendung 
von Volumen-Gaszähler mit Meßkammern. 


4. Italien 

— Maß- und Gewichtsgesetz (Leggi sui Pesi e 
sulle Misure) vom 23. August 1890 Nr. 7088 
nebst Änderungen. 

— Regelung über die Herstellung von Gewich- 
ten, Maßen sowie von Wägeeinrichtungen 
und Meßgeräten vom 12. Juni 1902 nebst 
Änderungen. 

5. Luxemburg 

— Gaszähler unterliegen keinen Rechtsvorschrif- 
ten im Großherzogtum Luxemburg. 

6. Niederlande 

— Gesetz über die Eichung von Meßgeräten vom 
22. Äpril 1937, zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 6. Juni 1968. 

— Königlicher Erlaß (besluit) vom 29. April 
1939, zuletzt geändert durch Königlichen Er- 
laß vom 6. Januar 1962. 

— Beschluß (beschikking) des Wirtschaftsmini- 
sters vom 9. Mai 1939. 
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